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Zur person

E Marilyn Hewson
wird Chefin von
Amerikas größtem
Rüstungskonzern
Lockheed Martin.
Die 58-jährige über-
nimmt den Spitzen-
job im Januar, nach-

dem der designierte Konzernchef
Christopher Kubasik wegen einer
Affäre imUnternehmen geschasst
wurde. Der Konzern baut unter an-
derem Kampfjets, Drohnen, Rake-
ten und gepanzerte Fahrzeuge und
ist der größte Lieferant des US-Ver-
teidigungsministeriums. Ebenfalls
im Januar wird Phebe Novakovic
beim Konkurrenten General Dyna-
mics die Führung übernehmen.
Text/Foto: dpa

EStéphaneGatignon, ein französi-
scher Bürgermeister, ist in Paris in
den Hungerstreik getreten, um
staatliche Finanzhilfen für seine
Stadt zu erzwingen. Obwohl er in-
zwischen sehr müde sei, wolle er
seine Aktion auf jeden Fall fortset-
zen, sagte Stéphane Gatignon ges-
tern in der Hauptstadt. Der grüne
Bürgermeister von Sevran bei Paris
hatte seine Aufsehen erregende Ak-
tion vor der Nationalversammlung
am Freitag gestartet. Gatignon will
mit seiner Aktion eine Finanzhilfe
von fünf Millionen Euro für die
51 000 Einwohner zählende Stadt
erzwingen. Die vor den Toren Paris‘
gelegene Stadt gilt als eine Hoch-
burg von Arbeitslosigkeit und Kri-
minalität. (afp)/Foto: stock/Pano-
ramic

KurZnotiert

Umkämpftes Florida
geht auch an Obama
Miami. Amtsinhaber Barack
Obama hat bei der US-Präsiden-
tenwahl auch den stark um-
kämpften Bundesstaat Florida
gewonnen. Nach tagelanger
Auszählung kamObama nach
Angaben derWahlkommission
vom Samstag auf 50 Prozent, auf
seinen republikanischen Her-
ausforderer Mitt Romney entfie-
len 49,1 Prozent. Damit fällt der
Gesamtsieg des Präsidenten
noch etwas deutlicher aus. Das
Rennen in Florida war äußerst
knapp. Letztlich betrug Obamas
Vorsprung bei mehr als acht
Millionen abgegebenen Stim-
men nur 74 000 Stimmen. (afp)

Der Historiker Michael Wolffsohn ist in Aachen mit dem Ehrenpreis der Deutsch-Israelischen Gesellschaft ausgezeichnet worden

„DiedeutscheÖffentlichkeithatsichvon Israelentfernt“
Von Christoph Kühne

Aachen. „Die bundesdeutsche Öf-
fentlichkeit hat sich von Israel ent-
fernt.“ Der Satz fiel im Haus der
Städteregion in Aachen. Gespro-
chen hat ihn der Münchener His-
toriker Michael Wolffsohn, dem
die Deutsch-Israelische Gesell-
schaft Aachen (DIG) gestern ihren
Ehrenpreis verlieh.

Wolffsohn stellte eine zuneh-
mende Verschlechterung der
deutsch-israelischen Beziehungen
fest, die weniger die Politik als viel-
mehr die deutscheGesellschaft be-
treffe. Die Gründe hierfür lägen in
der unterschiedlichen Geschichte
beider Völker: „Deutsche und Ju-
denhabenbeide die richtigen Leh-
ren aus ihrer Geschichte gezogen.
Und gerade deshalb haben sie sich
auseinander entwickelt.“

Die erste Lehre betreffe die An-
wendung von Gewalt als legitimes
Mittel der Politik: „Nie wieder Tä-
ter“ – diese Lehre zogen die Deut-
schen aus zwei Weltkriegen und
dem industriellenMassenmord an
den europäischen Juden. Ganz an-
ders dagegen die historisch be-

gründete Schlussfolgerung des jü-
dischen Volkes, die lauten musste:
„Nie wieder Opfer.“ Seit seiner
Gründung von der Vernichtung
bedrohtmüsse der israelische Staat
zuweilen sogar präventive Gewalt
zurVerteidigung seiner Existenz in
Erwägung ziehen.

„Postnationales Zeitalter“

Die Geschichte habe bei Deut-
schen und Juden auch zu einem
sehr unterschiedlichen Verständ-
nis vonNation und Staat, vonReli-
gionund vonLand als politischem
Faktor geführt. Mit der EU sei in
Europa ein „postnationales Zeital-
ter“ angebrochen, Deutschland
und Europa seien „weitgehend
heidnische Gesellschaften“, und
der Verzicht auf Land habe
Deutschland letztlich den Frieden
gebracht.
Der jüdisch-zionistische Staat da-

gegen definiere sich naturgemäß
über Nation und Religion. Und die
Rückgabe von Land (Sinai, Gaza-
streifen, Südlibanon) habe keines-
wegs zu Frieden für Israel geführt.
„Den Dank dafür bekommen wir

jeden Tag von der Hamas.“ Gegen-
seitiges Verstehen und das Bauen
von Brücken zwischen Deutschen
und Israelis sei daher nurmöglich,
wenn man diese unterschiedli-
chenhistorischen Erfahrungenbe-
rücksichtige.
„Für uns als kleines Rad im großen
Getriebe ist es eine Ehre, dass Sie
den Preis annehmen“, freute sich
AxelHolst. Der AachenerDIG-Vor-
sitzende lobte Wolffsohns „muti-
ges Engagement“, in dem er sich
auch „vonDiffamierungen bis hin
zu Morddrohungen nicht hat
mundtot machen lassen.“ Der
Preis ist verbunden mit einer
Spende anMagenDavidAdom, die
israelischeVersion des RotenKreu-
zes.
Für den stellvertretenden israeli-
schen Botschafter in Berlin, Em-
manuelNahshon, der die Laudatio
auf Wolffsohn hielt, reflektiert die
Preisverleihung anWolffsohn des-
sen „wesentlichen Beitrag zu fun-
damentalen Themen der deut-
schen Nachkriegsgeschichte“. Mit
Blick auf den Holocaust sagte
Nahshon: „Wir hätten bis ans Ende
aller Tage hassen können. Und die

Deutschen hätten den Weg der
Leugnung einschlagen können.“
Dass Israelis und Deutsche heute
trotzdem miteinander sprechen,
sei auch Wolffsohns Verdienst, –
„dank Deiner Bücher, Deiner Arti-
kel und dank Deines Engagements
für Israel“.

„Man kann nicht über Michael

Wolffsohn sprechen, ohne die
Gartenstadt Atlantic zu erwäh-
nen“, sagte Nahshon. Das im Auf-
trag desMünchenerHistorikers sa-
nierte Wohn- und Integrations-
projekt in Berlin-Wedding zeige,
dass deutsche Juden „trotz des
Hasses und des Stolzes Teil von
Deutschland sind“.

Axel Holst von der Deutsch-Israelischen Gesellschaft, der Historiker Mi-
chael Wolffsohn und der Botschafter Emmanuel Nahshon bei der Preis-
verleihung in Aachen (von links). Foto: Andreas Schmitter

CSU fordert die Arbeitsministerin auf, das Rentenkonzept zu überarbeiten

VonderLeyensollnachbessern
Berlin.Nach der FDP hat nun auch
die CSU Arbeitsministerin Ursula
von der Leyen (CDU) vor Allein-
gängen in der Rentenpolitik ge-
warnt. CSU-Chef Horst Seehofer
warf von der Leyen vor, den Be-
schluss des Koalitionsausschusses
zur Aufstockung von Mini-Renten
in ihrem Sinne umzudeuten. Er
sagte dem „Spiegel“: „Wir haben
keinen Betrag definiert, und des-
halb verstehe ich nicht, warum
Ministerin von der Leyen jetzt Be-
träge in dieWelt setzt.“

Die Koalitionsspitze hatte vor ei-
ner Woche in einem groben Rah-

men festgelegt, dass Renten von
Geringverdienern, die auch nach
40 Beitragsjahren in der Gesetzli-
chen Rentenversicherung unter
der Grundsicherung liegen, aus
Steuermitteln aufgestockt werden
sollen. Der Deckel für die Höher-
wertung soll „nur knapp“ – um 10
oder 15 Euro – über der Grundsi-
cherung liegen.

Von der Leyen interpretierte
diesen Beschluss dahingehend,
dass der Deckel für die Lebensleis-
tungsrente zwingend oberhalb des
höchsten Grundsicherungsan-
spruchs im Bereich von 830 bis

850 Euro angesiedelt sein müsse.
Nach Ansicht der FDP gingen die
Beteiligten im Kanzleramt dage-
gen vom bundesweiten Durch-
schnittswert der Grundsiche-
rungsleistung aus, nämlich von
688 Euro.

Seehofer und CSU-Generalse-
kretär Alexander Dobrindt forder-
ten nun die Ministerin auf, bis zu
den Januar-Parteiklausuren „ein
schlüssiges Konzept“ vorzulegen:
„Ich erwarte, dass Frau von der
Leyen einen Gesetzentwurf vor-
legt, der den Ergebnissen des Koali-
tionsgipfels entspricht“. (dpa)

Friedrich weist Kritik an Abwehrzentrum zurück

NetzgegendenTerror
Berlin. Wenige Tage vor der Eröff-
nung eines neuen Abwehrzent-
rums gegen Extremismus hat das
Bundesinnenministerium Kritik
aus den Ländern zurückgewiesen,
das Projekt sei ein nicht abge-
stimmter „Schnellschuss“. „Aus
unserer Sicht handelt es sich nicht
um eine überfallartige Aktion“,
sagte ein Ministeriumssprecher.
Bei demVorhaben gehe es um eine
bessere Vernetzung der Bundesbe-
hörden. Die Länder seien nun ein-
geladenmitzumachen.

InnenministerHans-Peter Fried-
rich (CSU) will das „Gemeinsame

Extremismus- und Terrorismusab-
wehrzentrum“ (GETZ) am Don-
nerstag im Kölner Bundesamt für
Verfassungsschutz eröffnen. Ge-
plant ist ein behördenübergreifen-
des Sicherheitszentrum gegen ext-
remistische und terroristische Be-
strebungen von Rechts und Links,
Ausländerextremismus sowie Spio-
nage.Das neue Zentrumgegen alle
Formen des Extremismus jenseits
des islamistischenTerrorismus soll
in Anlehnung an das bereits beste-
hende „GemeinsameAbwehrzent-
rum Rechts“ (GAR) geschaffen
werden. (afp)

Gaschkegewinnt
OB-Wahl inKiel
Kiel. Die SPD-Politikerin Susanne
Gaschke ist neue Oberbürgermeis-
terin in Kiel. In einer Stichwahl
setzte sich die „Zeit“-Redakteurin
gestern gegen Gert Meyer (CDU)
durch. Auf Gaschke entfielen
54,09 Prozent der Stimmen, auf
Meyer 45,90 Prozent.

Die Neuwahl des Oberbürger-
meisters war erforderlich, weil der
frühere Amtsinhaber TorstenAlbig
(SPD) Ministerpräsident wurde.
Die Wahlbeteiligung betrug 31,94
Prozent. (dpa)

Israel sei „bereit
zurEskalation“
Gaza. Bei einer neuen Welle der
Gewalt im Gazastreifen sind am
Wochenende mindestens sechs
Palästinenser getötet und acht Isra-
elis verletzt worden. Israels Regie-
rungschef Benjamin Netanjahu
drohte gestern, sein Land sei „be-
reit zur Eskalation“. Die israelische
Luftwaffe flog nach eigenen Anga-
ben sieben Angriffe auf Ziele im
Gazastreifen, nachdem rund 60
Raketen von dort gegen Israel ab-
geschossen worden seien.

Bei einem der Luftangriffe der
israelischen Armee im nördlichen
Gazastreifen wurden nach palästi-
nensischen Angaben ein Palästi-
nenser getötet und zwei weitere
verletzt. (afp)

Die Kanzlerin bricht zu ihrer Portugal-Reise auf. Die Bürger werden sie nicht willkommen heißen. Sie ist als
die Frau verschrien, die in Europa alles entscheidet. Selbst das Militär demonstriert gegen den „Sparzwang“.

Spießrutenlaufen inLissabon
Von emilio rappold
und Kristina dunZ

Lissabon/Berlin. Angela Merkel
zeigtmit ihremBesuch ab heute in
Portugal Courage. Von den ange-
kündigtenMassenprotesten gegen
ihre Person dürfte die Kanzlerin in
Lissabon aufgrund der strengen Si-
cherheitsvorkehrungen zwar eher
wenig mitbekommen. Ein symbo-
lischer Spießrutenlauf droht ihr in
dem Euro-Krisenland aber schon.
Zu Protesten aufgerufen haben der
Gewerkschaftsverband CGTP und
die einflussreiche Facebook-Initia-
tive „Zum Teufel mit der (Geldge-
ber-)Troika“. Sie hatte am 15. Sep-
tember eine Million Menschen –
jeden zehntenBewohner Portugals
also – bei der größten Demo seit
Jahrzehnten zumProtest gegendie
Sparpolitik bewegt. Heute sollen

die Menschen in Büros, Schulen
und Fabriken schwarze „Trauer“-
Kleidung tragen.

Nicht nur Gewerkschaften, die
linksgerichtete Opposition und
der vonderKrise gebeutelte „Mann
vonder Straße“ scheinenMerkel in
Portugal zum StaatsfeindNummer
eins auserkoren zu haben. Auch li-
berale Medien wie die Blätter „Pú-
blico“ und „Expresso“ und sogar
Spitzenmanager wie Henrique
Granadeiro, Präsident des Kon-
zerns Portugal Telecom, sind alles
andere als gut auf die deutsche Re-
gierungschefin zu sprechen. Eu-
ropa werde von einer Frau ange-
führt, „die alles allein entschei-
det“, schimpfte Granadeiro diese
Woche. Deutschland habe bereits
zwei Weltkriege verursacht und
dürfe nicht der „Versuchung der
Eitelkeit und der Herrschaft erlie-

gen“ und „eine weitere Gemein-
heit begehen“.Dass der Ton am
Tejo auch gegen die Mitte-Rechts-
Regierung von Ministerpräsident
Pedro Passos Coelho immer rauer
und derWiderstand gegen die ver-
meintlich „von Berlin aufgezwun-
gene“ Sparpolitik immer größer
wird, hat Gründe.

Es geht umsÜberleben

Die rapide Zunahme der Armut im
Zuge von seit Mitte 2011 immer
neuenMaßnahmen zur Sanierung
der Staatsfinanzen ist nicht zu
leugnen. „Es geht inzwischen für
viele nicht mehr nur darum, ein
menschenwürdiges Leben zu füh-
ren, sondern darum, wie man
überlebt, den Hunger bekämpft“,
sagte kürzlich der Sprecher der
portugiesischen Bischofskonfe-

renz,ManuelMorujão.WennMer-
kel amMontagmittagmit Passos in
der alten Festung São Julião da
Barra unweit von Lissabon speist,
werden die Bischöfe das Elend er-
örtern.

Nach Massenprotesten und vor
dem Generalstreik vom Mittwoch
machten am Samstag auch 10 000
Militärs ihrem Ärger über die Spar-
politik Luft. Der sozialistische Op-
positionsführer António Seguro
prangerte derweil „Merkels Spar-
wahn“ als „Blödsinn“ an. Der Be-
such der Kanzlerin mache nur
Sinn, wenn sie Investitionspläne
ankündigen wolle. Wie fast alle
Kritiker fordert auch Seguro
Wachstumsförderung. Zumal ein
Einbruch der Steuereinnahmen in
Folge der Rezession die Sanie-
rungsziele des bisherigen „Muster-
schülers“ Portugal bedroht. (dpa)

Die Kanzlerin als Puppenspielerin: Auf diesemWandgemälde in Lissabon hält Angela Merkel den Premierminister Pedro Passos Coelho und den Au-
ßenminister Paulo Portas (r) an den Fäden. Die deutsche Kanzlerin hat kein gutes Image in Portugal. Foto: ap

Bayernpochtauf
Wahl-Abstand
München. Bayerns schwarz-gelbe
Koalition hält an der Forderung
nach einem deutlichen Abstand
der Termine für die Landtags- und
die Bundestagswahl im Herbst
2013 fest. Der Koalitionsausschuss
von CSU und FDP verständigte
sich in München darauf, dass die
Bayern-Wahl am 15. September
stattfinden soll. ZweiWochen spä-
ter soll dann am 29. September die
Bundestagswahl folgen,wieMinis-
terpräsident Horst Seehofer (CSU)
mitteilte. Der CSU-Chef wandte
sich erneut gegen Proteste aus der
SPD gegen diesen Zeitplan, weil da
in drei Bundesländern die Herbst-
ferien begännen. (dapd)


